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►AKTUELL: DATENÜBERMITTLUNG IN DIE USA  - EINE MÖGLICHKEIT, DIE VERMIEDEN WERDEN SOLLTE!

Zwischen der EU und den USA bestand seit 2016 
eine Datenschutzvereinbarung („Privacy Shield“), 
die die Übermittlung personenbezogener Daten in 
die USA ermöglichen sollte. Diese wurde im Juli 
2022 vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) ver-
worfen, nachdem der österreichische Datenschutz-
aktivist Maximilian Schrems bei der irischen Daten-
schutzbehörde beanstandet hatte, dass Facebook 
Ireland seine Daten an den Mutterkonzern in den 
USA weiterleitete. Herr Schrems hatte schon 2015 
„Safe Harbor“, den Vorgänger von „Privacy Shield“ 
mit Urteil des EuGH zu Fall gebracht. Gründe sind 
Zugriffsmöglichkeiten der US-Behörden, gegen die 
Betroffene kaum Rechtschutzmöglichkeiten haben. 
Da Daten problemlos auch in Europa verarbeitet 
werden können, sollten wir Herrn Schrems dankbar 
dafür sein, dass er dazu beigetragen hat, dass aus 
dem von Edward Snowden enthüllten Erkenntnissen 
auch praktische Schlüsse folgen. Am 10.07.2023 hat 

die EU-Kommission (leider) einen neuen Angemes-
senheitsbeschluss („Data Privacy Framework““) für 
die USA erlassen. Gemäß Art. 45 Datenschutz-
Grundverordnung beschließt die Kommission dazu, 
dass ein Drittland – hier die USA – datenschutz-
rechtlich ein angemessenes Schutzniveau bietet. Dies 
ist bezogen auf US-Unternehmen, die sich freiwillig 
zertifizieren lassen. Zertifiziert sind z. B. Meta und 
Google, mithin Unternehmen, an die datenschutz-
sensible Personen ihre persönlichen Daten mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht übermittelt wissen wollen. 
Herr Schrems hat angekündigt, auch gegen das Data 
Privacy Framework juristisch vorzugehen. Persön-
lich wünsche ich Herrn Schrems dabei jeden Erfolg 
und bedaure lediglich, dass viel Zeit verstreichen 
wird, bis unsere Rechte wieder besser geschützt 
werden. Zwischenzeitlich empfehle ich, die Daten-
übertragung in Drittländer bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit zu verweigern und zu vermeiden. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG OKTOBER UND NOVEMBER 2023 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.10.2023 10.11.2023 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Umsatzsteuer2 10.10.2023 10.11.2023 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 13.10.2023 13.11.2023 

Gewerbesteuer – 15.11.2023 

Grundsteuer – 15.11.2023 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – 20.11.2023 

Sozialversicherung4 26.10.2023 28.11.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Kurzüberblick zur Novelle des Gebäudeenergiege-
setzes 
Der Bundestag hat am 08.09.2023 die Novelle des 
Gebäudeenergiegesetzes (GEG) beschlossen. Es soll 
am 01.01.2024 in Kraft treten. Der Bundesrat hat 
dem Gesetz am 29.09.2023 zugestimmt. 
Die Pflicht zum Erneuerbaren Heizen gilt demnach 
ab 01.01.2024 nur für den Einbau neuer Heizungen. 
Bestehende Heizungen können weiter betrieben 
werden. Kaputte Heizungen können repariert wer-
den. Wenn eine Erdgas- oder Ölheizung irreparabel 
defekt ist (Heizungshavarie), gibt es Übergangslö-
sungen und mehrjährige Übergangsfristen. In Härte-
fällen können Eigentümer von der Pflicht zum Hei-
zen mit Erneuerbaren Energien befreit werden (z. B. 
bei wirtschaftlicher Überforderung oder wenn die 
Umstellung aufgrund besonderer persönlicher Um-
stände nicht zumutbar ist). 
Es gibt eine zeitliche Abstufung zwischen Neubau 
und Bestandsgebäuden. 
Die Pflicht zum Erneuerbaren Heizen greift ab dem 
01.01.2024 für die meisten Neubauten. Maßgeblich 
ist der Zeitpunkt, zu dem der Bauantrag gestellt 
wird. Für bestehende Gebäude und Neubauten, die 
in Baulücken errichtet werden, gibt es längere Über-
gangsfristen, um eine bessere Abstimmung der In-
vestitionsentscheidung auf die örtliche Wärmepla-
nung zu ermöglichen. 
Die Kommunale Wärmeplanung soll in den Kom-
munen angeschoben werden. Sie müssen spätestens 
bis 30.06.2028 (Großstädte 30.06.2026) festlegen, wo 
in den nächsten Jahren Wärmenetze oder auch kli-
maneutrale Gasnetze ausgebaut werden. Dieser Pro-
zess soll durch ein Gesetz zur Wärmeplanung mit 
bundeseinheitlichen Vorgaben befördert werden. 
Die Übergangsfristen für bestehende Gebäude und 
Neubauten, die in Baulücken errichtet werden, sol-
len mit der Kommunalen Wärmeplanung verzahnt 
werden. In Großstädten (> 100.000 Einwohner) soll 
der Einbau von Heizungen daher mit 65 % Erneuer-
barer Energie spätestens nach dem 30.06.2026 ver-
bindlich werden, in kleineren Städten (< 100.000 
Einwohner) soll das spätestens nach dem 30.06.2028 
gelten. Das bedeutet, neue Gas- oder Ölheizungen 
sollen ab dem 01.07.2026 bzw. 01.07.2028 nur zuläs-
sig sein, wenn sie zu 65 % mit Erneuerbaren Ener-
gien betrieben werden. Dies wird zum Beispiel über 
die Kombination mit einer Wärmepumpe erreicht 
(sog. Hybridheizung) oder aber anteilig mit Biome-
than. Ist in einer Kommune auf der Grundlage eines 
Wärmeplans eine Entscheidung über die Auswei-
sung als Wärmenetzgebiet (Neu- oder Ausbau) oder 
als Wasserstoffnetzausbaugebiet schon vor Mitte 
2026 bzw. Mitte 2028 getroffen, soll hier der Einbau 

von Heizungen mit mindestens 65 % Erneuerbaren 
Energien schon dann verbindlich werden. 
Der Umstieg auf eine klimafreundliche Wärmever-
sorgung soll durch Förderung erleichtert werden. 
Dabei soll die Förderung stärker sozial ausgerichtet 
werden: Untere und mittlere Einkommensgruppen 
(bis 40.000 Euro zu versteuerndem Haushaltsein-
kommen pro Jahr) erhalten einen einkommensab-
hängigen Bonus von 30 %. Dieser kommt hinzu zur 
Grundförderung von 30 %, die für alle verfügbar ist. 
Für den Austausch einer alten fossilen Heizung vor 
2028 ist zudem ein Klima-Geschwindigkeitsbonus 
von 20 % erhältlich. Die maximal mögliche Förde-
rung beträgt 70 % der Investitionskosten. 
Mieter sollen vor Mietsteigerungen geschützt wer-
den. Zum einen sollen Vermieter in neue Heizungs-
anlagen investieren und modernisieren. Dafür dür-
fen sie künftig bis zu 10 % der Modernisierungskos-
ten umlegen. Allerdings müssen sie von dieser 
Summe eine staatliche Förderung abziehen und die 
Modernisierungsumlage wird auf 50 Cent pro Mo-
nat und Quadratmeter gedeckelt. 

Entwurf des Wachstumschancengesetzes beschlos-
sen 
Das Bundeskabinett hat am 30.08.2023 den Entwurf 
des „Gesetzes zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie Steuer-
vereinfachung und Steuerfairness“ (Wachstums-
chancengesetz) beschlossen. Das Gesetz soll die 
Wirtschaft ankurbeln, genauer: 
· Impulse für mehr Wachstum, Investitionen und 

Innovationen setzen 
· zu Steuervereinfachungen beitragen 
· dazu beitragen, unerwünschte Steuergestaltun-

gen aufzudecken und abzustellen 
Maßnahmen mit rückwirkender Gültigkeit ab 2023: 
Der Prozentsatz, der zur Ermittlung des Versor-
gungsfreibetrags verwendet wird, sinkt langsamer: 
Jährlich verringert er sich ab dem Jahr 2023 um 
0,4 %, statt bisher 0,8 %. Auch der Höchstbetrag soll 
ab 2023 um jährlich 30 Euro (statt 60 Euro) und der 
Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag um jährlich 9 
Euro (statt 18 Euro) sinken. 
Die als Entlastung für die hohen Gas- und Fernwär-
mekosten an Verbraucher gezahlte sog. „Dezember-
hilfe“ 2022 soll doch nicht besteuert werden. Die 
Regelungen dazu sollen komplett gestrichen werden. 
Durch die nachgelagerte Besteuerung bei Renten-
einkünften steigt der Anteil der steuerpflichtigen 
Renten stetig an. Gleichzeitig erhöht sich auch der 
Teil der Rentenversicherungsbeiträge, die sich als 
Sonderausgaben von der Steuer absetzen lassen. Ab 
2023 soll der Anstieg des Besteuerungsanteils für 
jeden neuen Renteneintrittsjahrgang auf einen hal-
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ben Prozentpunkt jährlich reduziert werden. Auf 
diese Weise werden die Renten erst ab dem Renten-
eintrittsjahrgang 2058 zu 100 % besteuert werden. 
Mit der Anpassung beim Altersentlastungsbetrag 
soll ab dem Jahr 2023 der anzuwendende Prozent-
satz nicht mehr in jährlichen Schritten von 0,8 Pro-
zentpunkten, sondern nur noch in jährlichen Schrit-
ten von 0,4 Prozentpunkten verringert werden. Der 
Höchstbetrag sinkt ab 2023 um jährlich 19 Euro an-
statt bisher 38 Euro. 
Kleinunternehmer sollen ab 2023 davon befreit 
werden, eine Umsatzsteuer-Jahreserklärung abgeben 
zu müssen. Dies soll jedoch nicht die Fälle des § 18 
Abs. 4a UStG betreffen, beispielsweise Gewerbetrei-
bende, die Waren innerhalb der EU erwerben. Auch 
soll die Abgabepflicht bestehen bleiben, wenn das 
Finanzamt die Erklärung einfordert. 
Maßnahmen mit Gültigkeit ab 2024: 
Für Dienstreisen oder beim doppelten Haushalt 
kann ein Verpflegungsmehraufwand als Wer-
bungskosten bei der Steuer berücksichtigt werden. 
Diese Pauschalen sollen angehoben werden: 
· von 28 Euro auf 30 Euro bei mehrtägigen Dienst-

reisen und 
· von 14 Euro auf 15 Euro für An- oder Abreisetage 

sowie 
· von 14 Euro auf 15 Euro für Tage mit mehr als 8-

stündiger Abwesenheit von der Wohnung oder 
ersten Tätigkeitsstätte. 

Es soll eine neue Freigrenze für Einnahmen aus 
Vermietung und Verpachtung eingeführt werden. 
Wer weniger als 1.000 Euro Einkünfte im Jahr hat, 
soll darauf keine Steuer mehr zahlen müssen. Über-
steigen jedoch die Ausgaben rund um das Mietge-
schäft die Einnahmen, soll es möglich sein, die Be-
steuerung als Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung zu beantragen. Auf diese Weise sollen 
Vermieter ihre Verluste berücksichtigen können. 
Hinweis: Ein weiterer Beleg zum falsch verstande-
nen Ziel des Bürokratieabbaus. Die Anlage V muss 
in jedem Fall erstellt werden, damit man erst dann 
weiß, ob die Freigrenze greift oder nicht. 
Mit dem sog. Verlustrücktrag nach § 10d EStG las-
sen sich Verluste mit den Gewinnen aus den beiden 
Vorjahren verrechnen. Dadurch sinkt die Steuerlast 
für die Vorjahre. Dieser Verlustrücktrag soll auf 3 
Jahre erweitert werden. Die zuletzt temporär erhöh-
te Betragsgrenze von 10 Millionen Euro soll dauer-
haft gelten. Für den Zeitraum 2024 bis 2027 wird der 
Verlustvortrag auf 80 % des Gesamtbetrags der Ein-
künfte des Verlustvortragsjahres beschränkt. 
Kosten für bestimmte Anschaffungen können sofort 
vollständig von der Steuer abgezogen werden, wenn 
sie nicht mehr als 800 Euro (netto) betragen (ge-

ringwertige Wirtschaftsgüter). Ab 2024 soll der Be-
trag auf 1.000 Euro (netto) angehoben werden. 
Es ist eine befristete Wiedereinführung der degres-
siven Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgü-
ter des Anlagevermögens, die ab dem 01.10.2023 
und vor dem 01.01.2025 angeschafft oder hergestellt 
werden, von bis zu 25 %, maximal dem 2,5-fachen 
der linearen Abschreibung, vorgesehen. 
Weiterhin soll die Anhebung der Betragsgrenzen für 
Sammelposten auf 5.000 Euro für Wirtschaftsgüter, 
die nach dem 31.12.2023 angeschafft, hergestellt oder 
in das Betriebsvermögen eingelegt werden, der 
Wirtschaft helfen. Die Zeitspanne für die Auflösung 
dieser Sammelposten wird auf 3 Jahre verkürzt. 
Für Wohngebäude, die zwischen dem 01.10.2023 
und dem 30.09.2029 gebaut oder gekauft werden, 
soll die degressive Abschreibung eingeführt wer-
den. Im Jahr der Fertigstellung sollen 6 % der Kosten 
anteilig abgeschrieben werden. Der Wechsel zur li-
nearen Abschreibung soll jederzeit möglich sein. 
Unternehmen, die einen Gewinn von maximal 
200.000 Euro im Jahr erzielen, dürfen ihre Investiti-
onskosten abschreiben - neben der planmäßigen Jah-
resabschreibung auch über eine Sonderabschrei-
bung nach § 7g EStG. Ab 2024 soll der maximale 
Abschreibungssatz auf 50 % erhöht werden. 
Unternehmer, deren Steuer für das Vorjahr nicht 
mehr als 2.000 Euro betragen hat, müssen keine vier-
teljährlichen Umsatzsteuer-Voranmeldungen mehr 
abgeben. Bisher lag die Grenze bei 1.000 Euro. 
Bei Geschenken an Geschäftspartner können Un-
ternehmer künftig höhere Beträge ausgeben und 
damit steuerlich profitieren: Liegen die Kosten unter 
der Freigrenze von 50 Euro netto im Jahr, können sie 
als Betriebsausgaben abgesetzt werden. Bislang lag 
diese Grenze bei 35 Euro im Jahr. 
Bisher können Unternehmen mit Umsätzen bis 
600.000 Euro beantragen, die Umsatzsteuer nach 
vereinnahmten Entgelten (Ist-Besteuerung) und 
nicht nach vereinbarten Entgelten (Soll-Besteue-
rung) zu berechnen. Ab 2024 soll diese Umsatzgren-
ze auf 800.000 Euro angehoben werden. 
Unternehmen, die in den Klimaschutz investieren, 
sollen bis 2027 unabhängig von ihrem Gewinn zu-
sätzlich 15 % der Investition als Prämie erhalten. Es 
sollen auf Antrag Investitionen, die zu einer Minde-
rung des Energieverbrauchs beitragen und somit 
den Umwelt- und Klimaschutz verbessern, berück-
sichtigt werden. Die förderfähigen Investitionen 
müssen in einem Energie- oder Umweltmanage-
mentsystem oder in einem Energieaudit enthalten 
sein und sind somit durch einen Energieberater als 
besonders energieeffizient zertifiziert.  Die Bemes-
sungsgrundlage soll im Förderzeitraum insgesamt 
maximal 200 Mio. Euro und die Investitionsprämie 
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15 % = max. 30 Mio. Euro betragen. Die Förderung 
soll sich auf Investitionen beschränken, die den So-
ckelbetrag von 5.000 Euro Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten übersteigen. 
Für Betriebsveranstaltungen gilt aktuell ein Steuer-
freibetrag von 110 Euro pro Veranstaltung. Ab dem 
01.01.2024 steigt er auf 150 Euro.  
Zur Steigerung der Attraktivität der Option zur 
Körperschaftsbesteuerung nach § 1a KStG sollen 
nun alle Personengesellschaften die Möglichkeit er-
halten, zur Körperschaftsbesteuerung zu optieren 
(bisher nur Personenhandelsgesellschaften und Part-
nerschaftsgesellschaften).  
Zur verpflichtenden Verwendung von elektroni-
schen Rechnungen im B2B-Bereich wird eine ge-
setzliche Regelung eingeführt. 
Hinweis: Am 10.11.2023 ist die Verabschiedung im 
Bundestag und am 15.12.2023 die Zustimmung im 
Bundesrat geplant. 

Stellplatzkosten im Rahmen einer beruflich veran-
lassten doppelten Haushaltsführung abzugsfähig 
Stellplatzkosten im Rahmen einer beruflich veran-
lassten doppelten Haushaltsführung gehören auch 
nach der gesetzlichen Neufassung des § 9 Abs. 1 Nr. 
5 EStG zu den abziehbaren Mehraufwendungen. So 
entschied das Niedersächsische Finanzgericht. 
Unveränderte Bezugsgröße sind „nur” diejenigen 
Kosten, die üblicherweise in die Berechnung der 
durchschnittlichen Wohnungsmiete einfließen und 
damit auch von dem Pauschalbetrag von 1.000 Euro, 
der die aufwändige Berechnung der Durchschnitts-
miete ersetzen soll, erfasst werden. Das sind neben 
der (Grund-)Miete die monatlich aufzuwendenden 
Beträge für Wasser, Kanalisation, Straßenreinigung, 
Müllabfuhr, Hausreinigung und -beleuchtung, 
Schornsteinreinigung, Hauswart, öffentliche Lasten, 
Gebäudeversicherung und Kabelanschluss. 

►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Neufassung des Arbeitszeitgesetzes 
Das Bundesarbeitsgericht hat im September 2022 
eine generelle Arbeitszeit-Aufzeichnungspflicht für 
Arbeitgeber bejaht bzw. entschied, dass Arbeitgeber 
ab sofort die gesamte Arbeitszeit sämtlicher Arbeit-
nehmer (Ausnahme: leitende Angestellte) unabhän-
gig vom Arbeitsort in Echtzeit dokumentieren müs-
sen. Bereits 2019 entschied der Europäische Ge-
richtshof, dass generelle Arbeitszeitaufzeichnungs-
pflichten für Arbeitgeber bestehen. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
plant zur Einführung einer generellen Arbeitszeit-
aufzeichnungspflicht umfassende Änderungen im 
Arbeitszeitgesetz/ArbZG und hat am 18.04.2023 den 
Referentenentwurf zur Neufassung des Arbeitszeit-

gesetzes (ArbZG-E) vorgelegt. Nach § 16 Abs. 2 Satz 
1 ArbZG-E sollen Arbeitgeber verpflichtet werden, 
Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit 
der Arbeitnehmer jeweils am Tag der Arbeitsleis-
tung *elektronisch* aufzuzeichnen (im Unterschied 
zu den Aufzeichnungspflichten nach dem Mindest-
lohngesetz). Die Regeln sollen unabhängig vom Ar-
beitsort, also auch im Homeoffice bzw. bei mobiler 
Arbeit gelten. Laut Referentenentwurf dürfen Ar-
beitnehmer die Erfassung selbst vornehmen. Ver-
antwortlich für die korrekte Zeiterfassung bleibt je-
doch stets der Arbeitgeber. Es ist ein Bußgeld in 
Höhe von 30.000 Euro festgelegt. Der Referenten-
entwurf enthält keine konkreteren Vorgaben zur 
elektronischen Ausgestaltung, sondern lässt neben 
den in der Praxis üblichen Zeiterfassungsgeräten 
auch andere Formen der elektronischen Aufzeich-
nung zu. Ausnahmen von der gesetzlichen Ver-
pflichtung zur Arbeitszeitdokumentation sollen nur 
aufgrund tarifvertraglicher Regelungen möglich 
sein. Außerdem gelten Ausnahmeregelungen für 
kleinere Betriebe und Übergangsfristen.  
Unabhängig davon soll nach dem Referentenentwurf 
eine Vertrauensarbeitszeit weiterhin möglich sein. 
Die Verpflichtung zur Arbeitszeiterfassung bleibt 
auch bei vereinbarter Vertrauensarbeitszeit erhalten. 
Die Aufzeichnungspflichten sollen sofort mit Inkraft-
treten des Änderungsgesetzes gelten. Für die elekt-
ronische Arbeitszeiterfassung gelten jedoch Über-
gangsfristen zwischen - abhängig von der Anzahl 
der Arbeitnehmer im Betrieb - zwei bis fünf Jahren. 
Hinweis: Der Referentenentwurf soll bis Ende 2023 
verabschiedet werden. 

►GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER/VERMIETER 

Tilgung von Krediten durch gefördertes Kapital 
Wenn Ehegatten Miteigentümer einer selbstbewohn-
ten Immobilie sind und lediglich der Ehemann Dar-
lehensnehmer der bei Anschaffung aufgenommenen 
Kredite ist, so ist nur der Ehegatte als Darlehens-
nehmer berechtigt, zur Tilgung dieser Kredite geför-
dertes Kapital zu entnehmen, nicht aber die Ehefrau. 
So entschied das Finanzgericht Berlin-Brandenburg. 
Das gilt auch dann, wenn die Ehefrau eine Mithaf-
tung übernommen hat, indem sie eine selbstschuld-
nerische Bürgschaft in Bezug auf die Darlehen abge-
geben und eine Grundschuld zur Sicherung der Dar-
lehen auf ihr Eigentum aufgenommen hat.  
Der Umstand, dass die Ehefrau zunächst nicht Ge-
samtschuldnerin gewesen ist, kann nicht durch den 
nicht mehr mit der Darlehensaufnahme in engem 
zeitlichen Zusammenhang stehenden Schuldbeitritt 
bzw. durch die Aufnahme der Ehefrau in die Darle-
hensverträge geheilt werden. Der Klägerin steht im 
Streitfall kein Bewilligungsbescheid für eine begüns-
tigte Entnahme aus ihrem Altersvorsorgevertrag zu. 


